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KLIMASCHUTZ UND KOMMUNALPOLITIK
Am 18. Oktober war Steffen 
Andreae in seiner Funktion 
als Kommunalpolitiker zu ei-
nem Workshop in Wien ein-
geladen. Darin ging es um 
die Potenziale lokaler Kli-
mastrategien für eine Low-
Carbon-Society. Im beson-
deren diskutiert wurde die 
Frage, welche positiven Fol-
gen Ökodörfer und Lebens-
gemeinschaften auf eine 
verbesserte Klimapolitik in 
einer Gemeinde haben. Ein-
geladen waren Wissen-
schaftlerInnen, ein Vertreter 

des Umweltministeriums 
Österreich, Abteilung Kli-
maschutz und Luftreinhal-
tung, ein Bürgermeister ei-
ner Öko-Region, ein Vertre-
ter der Landesregierung 
Niederösterreich, ein Ver-
treter des Bundesministeri-
ums für Technologie, Abtei-
lung Verkehr, Mobilität, 
Siedlungswesen und Lärm, 
KommunalpolitikerInnen, 
Aktive aus der Gemein-
schaftsbewegung und ein 
Vertreter des österreich-
schen Klimafonds. Die ins-
gesamt 20 Personen disku-
tierten einen Tag über die 
Frage, wie den klimapoliti-
schen Herausforderungen 
auf kommunaler Ebene be-
gegnet werden kann. Die 
Vertreter der Ministerien 
machten deutlich, dass die 
Vereinbarungen von Paris 
sich von den zuvor getroffe-
nen dadurch entscheiden, 
dass sie nun verbindlich 
sind. Es ist also eine Frage 

von Monaten bis es u.a. 
auch für die Gemeinden Vor-
schriften gibt, bestimmte 
Maßnahmen umzusetzen. 

Die Gemeinde Kaufungen 
hat zwar ein Klimaschutz-
konzept, welches die poli-
tisch Verantwortlichen aber 
mangels Ein- und Weitsicht 
nur zur Kenntnis nahmen, 
nicht jedoch beschlossen ha-
ben. Die Vertreterin des DI-
FU war sich über die unzu-
reichende Situation in Kau-
fungen sehr wohl bewusst. 

Sie machte er-
neut deutlich, 
dass es noch 
weitere För-
dergelder für 
d i e sen  Be-

reich gäbe und nach ihrer 
Kenntnis die Gemeinde Kau-
fungen nicht alles Möglich-
keiten ausgeschöpft hat. Sie 
bot an zu einem Workshop 
in unsere Gemeinde zu kom-
men. Wir machen auf die-
sem Weg die Gemeindever-
waltung darauf aufmerk-
sam und hoffen auf weitere 
Aktivitäten. 

Aufgrund des besonderen 
Situation in Kaufungen mit 
zwei Kommunen (Kommu-

ne Niederkaufungen und 
Kommune Lossehof) und ei-
nem möglichen Gemein-
schafts- oder Cohousing 
Projekt auf dem alten Fest-
platz könnte die Gemeinde 
in einer Gesamtbewertung 
alleine schon dadurch wich-
tige Zielschritte auf dem 
Weg der Reduzierung errei-
chen. Die wissenschaftli-
chen Erkenntnisse sind hier 
eindeutig: Die Reduzierung 
des ökologischen Fußab-
drucks durch gemeinschaft-
liche Lebensformen ist so im-
mens, dass die Forderung 
der SPD Politikerin Manu 
Dreyer („in jedem Dorf soll 
ein Gemeinschaftsprojekt 
entstehen“) schon alleine 
aus ökologischer Perspekti-
ve geboten ist. Dass sich 
auch ökonomische, kultu-
relle und soziale Vorteile für 
die bewusste Ansiedlung 
von Projekten nachweisen 
lassen, spielte bezogen auf 
das Thema der Veranstal-
tung keine Rolle. Außerdem 
bestünde die Möglichkeit, 
dass die Gemeinde Kaufun-
gen hier beispielgebend für 
andere Gemeinden und 
Städte wirken könnte und 
die gemachten Erfahrungen 
weiter geben könnte. 

                                               

Dietrich Schneider  / pixelio.de

NOCH MEHR KAUFUNGER EIER   
Hier bei uns in Kaufungen 
steht seit einem Monat ein so 
genanntes „Hühnermobil“ 
und damit ein Beispiel für 
besonders  a r tgerech te , 
moderne Tierhaltung. Die 
Hühner laufen auf einer 
Streuobstwiese und sollen 
dort nicht nur Eier legen, 
sondern auch den Schädlin-
gen des Obstes wie z.B. den 
Larven der Birnengallmücke 
ein natürlicher Feind sein.

In dem mit einer Fotovoltai-
kanlage ausgestatteten, 
energieautarken Stall leben 
225 Hühner in ganzjähriger 
Freilandhaltung zusammen.

Ein großer Pluspunkt bei 
dieser Art der Hühnerhaltung 
ist die Mobilität, die es ermög-
licht, dass der Stall wöchent-
lich auf ein frisches Stück 
Wiese gestellt wird. Dadurch 
wird die Grasnarbe und das 
Grundwasser geschont.

Ernährungssouveränitat ist 
längst auch zu einem Selbst-
bes t immungskonzept  in 
Industriestaaten und Städten 
geworden. Auch hier geht es 
um „Entkolonialisierung“ und 
akt ive Veränderung des 
Verhältnisses zur geballten 
Wirtschafts - ,  aber auch 
Kommunikationsmacht von 
Lebensmittel- und Handels-
konzernen. Vegane oder 
vegetarische, faire, lokale 
und biologische Küche und 
die Verwertung von vermeint-

lichem Abfall werden zum 
Symbol. Mittlerweile gibt es 
viele Ausdrucksformen, in der 
die Lebensmittelerzeugung 
auf der Suche nach neuer 
Ernährungssouveränität von 
immer  mehr  Menschen 
wieder in die eigenen Hände 
genommen wird. Aktuelle 
Formen sind z.B. der Gemü-
seanbau in der Stadt in ge-
meinschaftlichen, interkultu-
rellen, Schul- oder Nachbar-
schaftsgärten, städtische 
Imke re i ,  L ebensm i t t e l -
Kooperativen und „Solidari-
sche Landwirtschaft“, an der 
Kunden sich direkt mit Geld 
und Arbeit beteiligen.

Wenn wir von der Förderung 
und dem Erhalt einer bäuerli-
chen Landwirtschaft spre-
chen, dann sind es genau 
diese kleinen Strukturen wie 
z.B. das Hühnermobil, die wir 
unterstützenswert nden.

Denn sie tragen zur Entwick-
lung unserer Region bei z.B. 
indem das Futter für die Tiere 
von wei teren Betr ieben 
produziert wird, die Eier in 
zwei Kaufunger Läden ver-
kauft werden und als Früh-
stückseier anschließend auf 
unseren Tischen stehen.

Es geht um Selbstverwirkli-
chung und die Überwindung 
von Entfremdung; aber auch 
um die alte Weisheit, dass 
Essen stets ein politischer Akt 
ist – in diesem Sinne: Guten 
Appetit!

Weitere Informationen:

G e m ü s e b a u k o l l e k t i v 
Rote Rübe, Kirchweg 1 34260 
K a u f u n g e n
Te l .  0 5 6 0 5  –  8 0 0 7 3 7 
roteruebe@kommune-niederkaufungen.de

www.kommune-niederkaufungen.de
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Do.  10. November 19:00 Gemeindevertretung Bürgerhaus

So. 20. November 15:30 Weihnachtsmärchen

   Kaufunger Kindertheater Bürgerhaus

Mo. 21. November 19:00 öffentliche Fraktionssitzung Kommune Lossehof 

MI. 23. November 14:00 - 18:00 Vorweihnachtlicher Markt Begegnungsstätte 

Do.  8. Dezember 19:00 Gemeindevertretung Haferbachhalle

DIE NÄCHSTEN TERMINE
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ERHÖHUNG DER KITAGEBÜHREN IN PLANUNG
Die SPD wird zur nächsten 
Sitzung der Gemeindever-
tretung einen Antrag zur 
Finanzierung der neuen 
Kindertagesstätte stellen.  
Der Antrag teilt sich in 
sieben Punkte mit einer 
anschließenden Begrün-
dung. 

Vorab: Klar ist, dass wir die 
jährlichen Kosten, die die 
neue Kita mit sich bringt, 
irgendwie bezahlen müs-
sen. Darin sind sich alle 
Fraktion einig. Uneins sind 
wir uns, weil es eben ver-
schiedene Möglichkeiten 
gibt, die Einnahmen zu 
steigern bzw. die Ausgaben 
zu kürzen. 

Die SPD beantragt nun die 
"Erarbeitung eines Planes 
zur Finanzierung der Folge-
kosten, die durch die neue 
Kindertagesstätte entste-
hen (418.00 Euro), soll im 
Rahmen des diesjährigen 
Bürgerhaushaltes in einem 
offenen Prozess zwischen 
Politik, Verwaltung und 
Elternbeiräten diskutiert 
und erarbeitet werden."

Das ist gut, dass gemein-
sam diskutiert werden soll 
und auch ergebnisorientiert 
gearbeitet wird, aber wieso 
betrifft diese Entscheidung 

die Feuerwehr, die Sport-
vereine, die Pferdebesitzen-
den weniger als die Eltern-
beiräte? Wenn sich jetzt 
nämlich diese Gruppe 
einigt, dann hat das Auswir-
kungen darauf, mit wie viel 
Geld und auf welche Art 
und Weise die Feuerwehr, 
die Sportvereine, die Pfer-
debesitzenden unterstützt 
werden können,  aber 
natürlich auch die kleine 
Kulturinitiative oder irgend-
ein Verein in Kaufungen. 
Denn diese Entscheidung 
hat was damit zu tun, wo wir 
uns sonst das Geld holen.

Bei diesem Prozess sollen 
„auch die Anforderungen 
der Qualität“ zugrunde 
gelegt werden. „Qualität 
und Finanzierung müssen 
in einem ausgewogenen 
Verhäl tnis  s tehen und 
sowohl nanziell als auch 
inhaltlich von der gesamten 
Gemeinde getragen wer-
den können.“ (Antrag SPD 
Punkt 2)  

Da ist es gut zu wissen, dass 
die SPD 2014 folgendes 
beantragt hat und die 
Gemeindevertretung ihr 
dann auch gefolgt ist:

„Die Gemeindevertretung 
lehnt deutliche Qualitätsre-

duzierungen ebenso ab wie 
deutliche Preisanhebun-
gen. Insbesondere die 
Finanzierung von einem 
Drit tel der Kosten der 
Kinderbetreuung durch 
Elternbeiträge (heute 14%), 
wie es in den Konsolidie-
rungserlassen des Landes 
gefordert wird, wird abge-
lehnt. Kinderbetreuung soll 
bezahlbar sein und alle 
Kinder sind uns gleich viel 
wert.“

Es ist deshalb gut zu wissen, 
weil sonst der Punkt 2 des 
Antrags auch bedeuten 
könnte, dass auch über die 
Qualitätsstandards disku-
tiert werden kann. (Wobei: 
Es ging ja damals schon nur 
um „deutliche“ Reduzierun-
gen. Die weniger deutlichen 
könnten also noch drin 
sein.)

Als Grundlage dienen uns 
die Leitlinien, die wir 2014 
beim Gemeindevorstand 
beantragten: „Der Gemein-
devorstand wird beauftragt 
... unter Beteiligung des 
Gesamte l t e rnbe i ra t e s 
messbare Qualitätsstan-
dards zu erarbeiten, die den 
qualitativen Anforderungen 
und den Anforderungen an 
die Haushaltskonsolidie-
rung gleichermaßen ge-
recht werden.“

Dass im stillen Kämmerlein 
und nicht öffentlich verhan-
delt werden soll, ndet sich 
im 4 Punkt des Antrags und 
reicht als Grund schon aus, 
den Antrag abzulehnen. 
Die Gremien, die wir dafür 
haben, heißen Ausschüsse, 
sind öffentlich und eignen 
sich dafür. Gerne können 

wir die Sitzungen, wie die 
GLLK ja schon mehrfach 
gefordert hat, mehr für 
Redebei t räge von z .B. 
Elternbeiräten öffnen. Dem 
Haupt- und Finanzaus-
schuss würde eine externe 
Moderation nicht nur gut 
tun, sondern er könnte sich 
dadurch wieder zu einem 
sinnvollen Gremium mau-
sern, dafür könnten wir uns 
auch vorstellen, Geld in die 
Hand zu nehmen und die 
Sitzungen extern moderie-
ren zu lassen.

Dem Gedanken, Lösungs-
vorschläge im Konsens zu 
erarbei ten fo lgen wir. 
Konsens  bedeute t  d ie 
übereinstimmende Mei-
nung von Personen zu einer 
bestimmten Frage ohne 
verdeckten oder offenen 
Widerspruch. Das bedeutet 
einstimmige Entscheidun-
gen. Außer im Ausschuss 
Jugend, Sport, Soziales und 
Kultur existiert seit der 
letzten Wahl nicht auch nur 
ein Hauch vom Geist einer 
konsensualen Entschei-
dungsndung. Konsens 
bedeutet ein echtes Interes-
se an den Positionen der 
anderen zu entwickeln. 
Konsens bedeutet Gespräch 
und Austausch. Konsens 
bedeutet zumindest den 
Versuch, sich in die Haltung 
der anderen Position hin-
einzunden, um verstehen 

zu können. Konsens ist ein 
anderes politisches System. 
Dem würden wir uns gerne 
annähern. 

Wir fragen uns, ob denn der 
gewünschte Arbeitskreis 
auch zur Entscheidung 
ge langen könnte ,  d ie 
Elternbeiträge zu kürzen? 
Nur wenn das der Fall ist, 
kann von einem offenen 
Prozess gesprochen wer-
den. Ansonsten - und das 
vermuten wir - ist die Ent-
scheidung schon gefallen: 
Die Mehrkosten sollen über 
die Erhöhung der Kitage-
bühren nanziert werden. 
Daher behaupten wir, dass 
eine Erhöhung der Kitage-
bühren in Planung ist.

Wir haben zum Thema im 
Dezember (formal korrekt) 
einen Antrag zur Einführung 
eines einkommensabhängi-
gen Gebührenmodel l s 

gestellt. Dieser Antrag 
wurde in die Ausschüsse 
verwiesen, aber dort nicht 
behandelt. Theoretisch 
hätten wir jetzt also eine 
gute Basis. Eine weitere 
Grundlage könnten die 
schon angesprochenen 
Qualitätsstandards sein, die 
der Gemeindevorstand 
zusammen mit dem Eltern-
beirat erarbeiten sollte.

Die grundsätzliche Debatte 
ist die Frage, ob die Kitakos-
ten nicht eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgaben sein 
sollen. Das hat die SPD auf 
Bundesebene ja schon 
beschlossen. Das bedeutet 
dann Befreiung von den 
Kitagebühren und Finanzie-
rung z.B. über die Grund-
steuer. Dies ist eine Debat-
te, die in den politischen 
Gremien geführt werden 
muss. Öffentlich und trans-
parent. Dieter Schütz - pixelio
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